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Volle Lehrdauer garantiert
JugendlicheUkrainer können hier ihre Lehre absolvieren, auch
wenn der Schutzstatus S aufgehobenwird. Ein Fragezeichen bleibt.

RetoWattenhofer

Seit demrussischenÜberfall auf
dieUkraine imFebruar2022ha-
ben über 75000 Menschen in
der Schweiz Schutz erhalten –
darunter auch 5000 Jugendli-
che imAlter zwischen 15und20
Jahren. Viele stünden vor dem
Einstieg indieBerufswelt, heisst
es bei den zuständigen Behör-
den.Doch langeZeitwarunklar,
ob sie eineLehre inder Schweiz
absolvieren können.

Der Bundesrat verlängerte
zwar letzten November den
Schutzstatus S – allerdings vor-
erst nur bis nächstenMärz.Was
danachkommt,hängt auchvom
Kriegsverlauf ab. Bei den Lehr-
stellen hat der Bund jetzt Klar-
heit geschaffen. Ukrainische
Jugendliche sollen dieMöglich-
keit erhalten, in der Schweiz
eine Lehre anzutreten und hier
auch zu beenden – unabhängig
davon, obder Schutzstatus Sbis
zumEnde der Lehrzeit gilt.

Nach Rücksprache mit den
Kantonen und Sozialpartnern
habe Justizministerin Elisabeth

Baume-Schneider entschieden,
dass sie bis zum Lehrabschluss
inder Schweizbleibenkönnten,
sagteChristineSchranerBurge-
ner, Staatssekretärin fürMigra-
tion (SEM), gesternvordenMe-
dien.

Mit einer Lehre könnten die
Jugendlichen den Grundstein
für eine berufliche Zukunft le-
gen und Kompetenzen erwer-
ben, die für den Wiederaufbau
der Ukraine nützlich sein wer-
den. Damit werde Planungssi-
cherheit fürLernendeundLehr-
betriebe geschaffen.

Mehrerehundert
ukrainischeLehrlinge
BundundKantonegehendavon
aus, dass mehrere hundert Ju-
gendliche aus der Ukraine die-
senSommeroderdanach ineine
berufliche Grundbildung ein-
steigen könnten. Heute besu-
chen rund 300 Jugendliche ein
Gymnasium und rund 1700 ein
Brückenangebot als Vorberei-
tung auf eine Lehre oder eine
allgemeinbildende Schule. Der
Zeitpunkt für den Entscheid

kommt nicht zufällig. Die Lehr-
stellensuche ist in vollemGang.
Für eine Bewilligung benötigen
dieLernendeneineBestätigung
des Lehrbetriebes und des kan-
tonalen Berufsbildungsamtes.

Unklar, obEltern
bleibendürfen
Allerdings hat die Sache einen
Haken. Ob die Kernfamilie der
Jugendlichen ebenfalls bis zum
Abschluss der Lehre in der
Schweiz bleiben darf, wird der
Bund erst später entschieden.
Jugendlichewerdenes sichdes-
halb genau überlegen, ob sie
ganz allein in einem fremden
Land bleiben möchten. Schra-
ner Burgener betonte jedoch,
derBundwerdedasKindeswohl
in den Vordergrund stellen.
«Wir lassenniemandenallein.»

Mit dem Entscheid kommt
der Bund einer Forderung der
Kantone, Sozialpartner und
Wirtschaftsverbände nach. Sie
hatten sich dafür ausgespro-
chen, dass Jugendliche aus der
Ukraine ihre berufliche Grund-
bildung abschliessen können.

Schwere Vorwürfe an Landwirt
Gestern begann der Prozess gegenUlrich K. ausHefenhofen.
Angeklagt ist erwegenTierquälerei, BeschimpfungundFleischhandel.

Othmar vonMatt

Am 3. August 2017 geriet die
ThurgauerGemeindeHefenho-
fen in die nationalen Schlagzei-
len.Der «Blick» publizierte Bil-
der von verendeten und verlet-
zen Pferden. Kurz darauf liess
der Kanton Thurgau den Be-
trieb räumen.

Gestern begannder Prozess
gegen Ulrich K.. Der Landwirt
beschäftigtdieBehördenseit 30
Jahren. Die Staatsanwaltschaft
fordert für ihn eine Strafe von
6,5 Jahren.

Staatsanwalt vergleicht
Fleisch-mitDrogenhandel
Am ersten Prozesstag standen
derGeschäftsführer einer fami-
liengeführten Metzgerei im
MittelthurgauunddessenVater
vor Gericht. Sie sollen kranke
undverletzteFerkel anUlrichK.
weitergegeben haben, statt sie
zu töten. Dieser soll sie auf sei-
nemHof gemästet haben – und
dann seien die Tiere geschlach-
tet und das Fleisch unzulässig
verkauft worden.

Der Staatsanwalt hat den illega-
len Kümmererhandel, wie das
Geschäft mit kranken Ferkeln
bezeichnet wird, gestern mit il-
legalem Drogenhandel vergli-
chen.Ergehtdavonaus,dassdie
Metzgerei einen Gewinn von
fast 104000 Franken gemacht
hat. In einer Befragung hätten
die Metzger wie Ulrich K. von
120Kümmerern gesprochen.

Für den Vater forderte der
Staatsanwalt eine bedingte
Haftstrafe von zwölf Monaten,
fürdenSohn,derGeschäftsfüh-
rer der Metzgerei ist, neunMo-
nate. Zudem stellte er für beide
Ersatzforderungen in der Höhe
von je 52000Franken auf.

Der Verteidiger des Ge-
schäftsführers forderte in sei-
nem Plädoyer einen vollständi-
gen Freispruch. Er stellte auch
die Höhe der Ersatzforderung
infrage. DieHöhe sei aufmaxi-
mal 600Franken festzusetzen.

Auch die Verteidigerin des
Vaters sprach sich gegen die Er-
satzforderungaus.Zudemsagte
sie, er seivomVorwurfdermehr-
fachenTierquälerei, Urkunden-

unterdrückungunddermehrfa-
chenWiderhandlung gegen das
Tierseuchengesetz freizuspre-
chen.

ImHerbst 2016 habeUlrich
K. aufgrund einer Milchsperre
keine Milch mehr verkaufen
dürfen, führte dieVerteidigerin
des Metzgervaters weiter aus.
Somithabeer einenÜberschuss
gehabt auf seinemHof. Statt die
Milch wegzuwerfen, habe man
sie den Schweinen verfüttern
können.

Auch der Verteidiger des
Hauptangeklagten Ulrich K.
führtedasArgumentderVerhin-
derung von Food-Waste ins
Feld. Ebenso sei das Fleisch der
Kümmerer, also der kranken
Ferkel, geniessbar gewesen.

Der Verteidiger von Ulrich
K. erhob Vorwürfe gegen die
Staatsanwaltschaft: «Sie konst-
ruiert ausallenVerstösseneinen
schweren Fall.» Das werde er
aufzeigen. Zudem betont er,
eine Ersatzforderung sei unver-
hältnismässig. Ulrich K. lebe
heute auf dem absoluten Exis-
tenzminimum.

Bund soll Zustupf an Kita-Kosten zahlen
DerNationalrat beschliesst ein grosses Kita-Paket – und lässt die Finanzierungsfrage aussen vor.

Maja Briner

Eigentlich kommt das Paket zu
einem schwierigen Zeitpunkt.
Erst gerade gab Finanzministe-
rinKarinKeller-Sutter bekannt,
wie sie die Defizite, die in den
nächsten Jahren drohen, be-
kämpfen will. Und nun liegt
nachmehrjährigerVorarbeit ein
Vorschlagzur familienergänzen-
den Kinderbetreuung auf dem
Tisch, der zunächst Kosten von
770Millionen Franken pro Jahr
verursacht.

Die stattliche Summe löste
Kritik aus.DerBetrag sei«über-
bordet», sagte kürzlich der Prä-
sidentdesArbeitgeberverbands,
Valentin Vogt, der das Projekt
mitangeschobenhatte.Auchder
Bundesrat zeigte sich skeptisch.
Dem Vernehmen nach half ein
Finanzkniff von Keller-Sutter,
damit sich die Regierung nicht
ganzquerstellte.Dochdazu spä-
termehr.

Massnahmegegenden
Fachkräftemangel
Die Mehrheit im Nationalrat
liess sichvonderKritiknicht be-
irren. Sie entschied am Mitt-
woch, dass der BunddenEltern
bis zu 20 Prozent an die Kosten
der familienergänzenden Kin-
derbetreuungbezahlt –undzwar
bis Ende der Primarschulzeit.
DasGelderhaltenbeispielswei-
seEltern,die ihrKind inderKita
betreuen lassen.

Die Zuschüsse sollen dazu
führen, dass insbesondere Müt-
tererwerbstätigbleibenundihre
Pensen aufstocken. Die Vorlage
gehöre «zu den wirksamsten
Massnahmen gegen den Fach-
kräftemangel», sagte Kommis-
sionssprecher Simon Stadler

(Mitte/UR).Die Investitionen in
eine erschwingliche Kinderbe-
treuung lohnten sich, argumen-
tierten Befürworterinnen wie
etwaKathrinBertschy(GLP/BE).

Gänzlich gegen die Vorlage
sträubte sich die SVP – aus ihrer

Sicht wird dadurch ein Fami-
lienmodell bevorzugt.Doch sie
blieb chancenlos. Ebenso er-
ging es verschiedenen Vor-
schlägen, das Paket abzuspe-
cken. Eine Einschränkung will
der Nationalrat allerdings
schaffen: Eltern sollen erst ab
einem gewissen Mindestbe-
schäftigungsgrad den Bundes-
beitrag erhalten. Die Höhe des
Mindestpensums müsste der
Bundesrat festlegen.

Die Kosten für diesen Teil
des Pakets schätzt die vorbera-

tendeKommission auf 710Mil-
lionen Franken. Mit weiteren
56 Millionen soll das Angebot
verbessert werden. Der Bun-
desrat wollte diese Ausgaben
zumindest teilweise gegenfi-
nanzieren –mit einemnicht all-
täglichen Ansatz, den Finanz-
ministerin Keller-Sutter im Fe-
bruar öffentlich präsentiert
hatte. Dem Vernehmen nach
wollte sie damit dem Wider-
stand gegen das Paket etwas
Wind aus den Segeln nehmen.
Konkret schlug die Regierung

vor, den Kantonsanteil an der
direkten Bundessteuer zu sen-
ken. Das hätte zur Folge, dass
die Kantone indirekt rund 200
Millionen Franken an die Vor-
lage zahlen würden. Dies er-
scheine aufgrund der kantona-
len Zuständigkeit in diesem
Aufgabenbereich als angezeigt,
erklärte der Bundesrat.

Doch der Vorschlag stiess
auf Widerstand. Die Regierung
habediesenausdemHutgezau-
bert, ohne die Kantone zu kon-
sultieren, kritisierte Kommis-

sionssprecher Stadler, das sei
«ein Affront für die Kantone».
Tatsächlich hat die Konferenz
der kantonalen Finanzdirekto-
ren (FDK) keine Freude daran.
Der Vorstand lehne den Vor-
schlag «strikte» ab, erklärt Ge-
neralsekretär Peter Mischler.
Das Vorgehen widerspreche
dem Prinzip «Wer zahlt, be-
fiehlt, undwer befiehlt, zahlt».

FüreinenanderenVorschlag
zur Finanzierungmusste die SP
Hämeeinstecken. Siewolltedie
Mehreinnahmenanzapfen,wel-
che die Schweiz dank der
OECD-Mindestbesteuerung
künftig einnehmen soll. Nur:
DarüberentscheidetdasStimm-
volkerst im Juni –und justdieSP
hat dieNein-Parole gefasst.

BeideVorschläge zurFinan-
zierung fielen im Nationalrat
durch – der Vorschlag des Bun-
desrats scheiterte am Wider-
stand vonMitte-links, jener zur
OECD-Mindeststeuer am Wi-
derstandderBürgerlichen.Dass
die grosse Kammer gleichzeitig
alle Kürzungsanträge verwarf,
stösst namentlich bei bürgerli-
chen Finanzpolitikern auf Un-
verständnis.

«Das löst zusätzlichen Spar-
druck aus»,warnt FDP-Finanz-
politiker Peter Schilliger. Er sei
nicht grundsätzlich dagegen,
dass familienergänzende Kin-
derbetreuung subventioniert
werde, betont er. «Aber in die-
semUmfang, wie es der Natio-
nalrat nun beschlossen hat,
werde ich das ablehnen, zumal
keine Gegenfinanzierung vor-
gesehen ist.»

Klar ist: Das Kita-Paket ist
noch längst nicht in trockenen
Tüchern.AlsNächstesberät der
Ständerat darüber.

Die hohen Kosten für Kita-Plätze stellen viele Familien vor finanzielle Probleme. Bild: Lourdes Balduque/Getty

Finanzministerin Karin
Keller-Sutter. Bild: Key


